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Gemeindevertretung Kalkhorst

Sachverhalt:

Jede Gemeinde hat gemall § 5 Abs. 2 der Kommunalverfassung fur das Land Mecklenburg-
Vorpommern eine Hauptsatzung zu beschlielen. Es empfiehlt sich vorliegend eine Neufas-
sung der Hauptsatzung zu beschliel3en:
> Um Einerseits neue kommunalverfassungsrechtliche Regelungen und gewollte Ande-
rungen (beispielsweise Ausschusszustandigkeiten und —grofien) bertcksichtigen zu
kénnen und
» Um Andererseits eine bessere Lesbarkeit und Verstandlichkeit herzustellen.
Im vorliegenden Entwurf wurden dartber hinaus erforderliche Anpassungen nach Hinweis
durch die untere Rechtsaufsichtsbehodrde eingearbeitet.

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Kalkhorst beschliel3t die Neufassung der Hauptsat-
zung der Gemeinde Kalkhorst.

Finanzielle Auswirkungen:
ja

Anlagen:
1. Entwurf der Hauptsatzung der Gemeinde Kalkhorst

2. Synoptische Darstellung
3. Ubersicht Auswirkungen der neuen Entschadigungsverordnung
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Hauptsatzung
der Gemeinde Kalkhorst

Praambel

Auf der Grundlage des § 5 Abs. 2 der Kommunalverfassung fur das Land Mecklenburg-Vor-
pommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M-V
2011, S. 777) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung der Gemeinde Kalkhorst vom
......... und nach Anzeige bei der Rechtsaufsichtsbehtrde des Landkreises Nordwestmeck-
lenburg nachfolgende Hauptsatzung der Gemeinde Kalkhorst erlassen:

§1
Name / Wappen / Dienstsiegel

(1) Die Gemeinde Kalkhorst ist aus einer Gebietsanderung zwischen der ehemaligen Ge-
meinde Elmenhorst und der ehemaligen Gemeinde Kalkhorst am 1. Januar 2004 ent-
standen.

(2) Der Gemeinde Kalkhorst ist am 25. Marz 2004 die Genehmigung zur Fihrung eines
Wappens erteilt worden. Das Wappen wird wie folgt beschrieben: ,In Blau auf dreimal
von Silber und Blau wellenférmig geteiltem Wellenschildfuf3 ein schwimmendes silber-
nes Boot, dartiber zwei schrég gekreuzte goldene Giebelbretter mit abgewendeten Pfer-
dekdpfen®.

(3) Der Gemeinde Kalkhorst ist am 25. Méarz 2004 die Genehmigung erteilt worden, die
nachfolgend beschriebene Flagge anzunehmen: ,Die Flagge der Gemeinde ist gleich-
mafig langsgestreift von Gelb und Blau; in der Mitte des Flaggentuchs liegt, auf jeweils
zwei Drittel der Hohe des gelben und des blauen Streifens tbergreifend, das Gemein-
dewappen. Die Lange des Flaggentuchs verhalt sich zur Hohe wie 5 zu 3“.

(4) Die Gemeinde fihrt ein Dienstsiegel, welches das Gemeindewappen und die Umschrift
GEMEINDE KALKHORST enthalt.

(5) Die Verwendung des Dienstsiegels durch Dritte bedarf der Genehmigung des Biirger-
meisters.

§2
Ortsteile

Die Gemeinde besteht aus den Ortsteilen Kalkhorst, Neuenhagen, Dénkendorf, Klein Schwan-
see, Grol3 Schwansee, Hohen Schonberg, Klein Pravtshagen, Brook, EImenhorst und Warn-
kenhagen. Es werden keine Ortsteilvertretungen gebildet.

§3
Rechte der Einwohnerinnen und Einwohner
(1) Die Burgermeisterin oder der Burgermeister beruft durch 6ffentliche Bekanntmachung
nach Bedarf eine Versammlung der Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde ein.
Die Einwohnerversammlung kann auch begrenzt auf Ortsteile durchgefiihrt werden.
(2) Anregungen und Vorschlage der Einwohnerversammlung in Selbstverwaltungsangele-
genheiten, die in der Gemeindevertretersitzung behandelt werden missen, sollen die-
ser in einer angemessenen Frist zur Beratung vorgelegt werden.
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3)

(4)
(5)

(1)
(2)

3)

(1)
(2)

Die Einwohnerinnen und Einwohner erhalten die Mdglichkeit, in einer Fragestunde zu
Beginn des offentlichen Teils der Gemeindevertretung Fragen an alle Mitglieder der
Gemeindevertretung sowie die Blrgermeisterin oder den Blrgermeister zu stellen und
Vorschlage oder Anregungen zu unterbreiten. Die Fragen, Vorschlage und Anregun-
gen dirfen sich dabei nicht auf Beratungsgegenstande der nachfolgenden Sitzung der
Gemeindevertretung beziehen. Fir die Fragestunde ist eine Zeit von max. 30 Minuten
vorzusehen. In der Fragestunde der Fachausschiisse diirfen nur Fragen bezogen auf
die Aufgaben des Ausschusses gestellt werden.

Die Burgermeisterin oder der Blrgermeister ist verpflichtet, im éffentlichen Teil der Ge-
meindevertretersitzung Uber wichtige Gemeindeangelegenheiten zu berichten.

Die Gemeindevertretung kann beschlieen, Sachverstandige sowie Einwohnerinnen
und Einwohner, die von dem Gegenstand der Beratung betroffen sind, anzuhéren.

§4
Gemeindevertretung

Die Gemeindevertretersitzungen sind offentlich.
Die Offentlichkeit ist grundsétzlich in folgenden Fallen
ausgeschlossen:

1. einzelne Personenangelegenheiten, aul3er Wahlen und Abberufungen,
2. Steuer- und Abgabenangelegenheiten Einzelner,

3. Grundstticksgeschéfte,

4. Vergabe von Auftragen.

Die Gemeindevertretung kann im Einzelfall, sofern rechtliche Griinde nicht entgegen-
stehen, Angelegenheiten der Ziffern 1 — 4 in offentlicher Sitzung behandeln.

Anfragen von Gemeindevertretern sollen spatestens funf Arbeitstage vorher bei der
Burgermeisterin oder beim Birgermeister eingereicht werden. Mindliche Anfragen
wahrend der Gemeindevertretersitzung sollen, sofern sie nicht in der Sitzung selbst
beantwortet werden, spatestens innerhalb von vierzehn Tagen schriftlich beantwortet
werden.

85
Ausschisse

Ein Hauptausschuss wird nicht gebildet.
Folgende Ausschiisse werden gemal3 § 36 KV M-V gebildet:

Name Aufgabengebiet

Finanz- und Sozialausschuss Finanz- und Haushaltswesen / Steuern; Gebuh-
ren, Beitrage und sonstige Abgaben, Kulturférde-
rung, Jugendférderung, Kindertagesstatten, Seni-
orenbetreuung, Betreuung der Schul- und Kultur-
einrichtungen

Bauausschuss Bauwesen, Verkehr und Wirtschafts-/Tourismus-
foérderung, Natur-/Umweltschutz, Strand-/Park-
platznutzung

Rechnungsprifungsaus- Prifung der Finanzwirtschaft.

schuss
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(2)

3)

(1)

(2)
3)

Betriebssausschuss Angelegenheiten des Eigenbetriebes ,minimare®
minimare im Rahmen der Eigenbetriebsverordnung und Be-
triebssatzung

Die Ausschiisse der Gemeindevertretung setzen sich wie folgt zusammen:

Ausschuss Besetzung

Finanz- und 4 Mitglieder der Gemeindevertretung,
Sozialausschuss 3 sachkundige Einwohner
Bauausschuss 5 Mitglieder der Gemeindevertretung,

4 sachkundige Einwohner

Rechnungs- 2 Mitglieder der Gemeindevertretung
prifungsausschuss 1 sachkundiger Einwohner
Betriebsausschuss 3 Mitglieder der Gemeindevertretung,
minimare 2 sachkundige Einwohner

Die Sitzungen des Finanz- und Sozialausschusses, des Bauausschusses und des Be-
triebsausschusses minimare sind offentlich. Die Sitzungen des Rechnungsprifungs-
ausschusses sind nichtoffentlich.

§6
Burgermeisterin / Blrgermeister

Die Blrgermeisterin oder der Burgermeister trifft Entscheidungen unterhalb der folgen-

den Wertgrenzen:

1. Uber Vertrage, die auf einmalige Leistungen bis 5.000 Euro gerichtet sind sowie bei
wiederkehrenden Leistungen bis 500,00 Euro pro Monat,

2. Uber Uberplanméafige Ausgaben bis 5.000,00 Euro sowie bei auRerplanmafigen
Ausgaben bis 1.000,00 Euro je Ausgabenfall,

3. bei VerduRerungen oder Belastung von Grundstiicken bis 500,00 Euro, bei Hin-
gabe von Darlehen, die innerhalb eines Haushaltsjahres zurtickgezahlt werden bis
10.000,00 Euro sowie bei Aufhahme von Krediten im Rahmen des Haushaltsplanes
unterhalb der Wertgrenze von 30.000,00 Euro.

4. Uuber die Vergabe von Auftragen nach der VgV/UVvgO und VOB bis 20.000,00 Euro,
sofern der Vergabe eine Ausschreibung voran gegangen ist

5. bei Ubernahme von Biirgschaften, dem Abschluss von Gewahrvertragen, der Be-
stellung sonstiger Sicherheiten fur Dritte sowie wirtschaftlich gleich zu achtende
Rechtsgeschéfte bis 2.000,00 Euro,

6. bei stadtebaulichen Vertragen, insbesondere ErschlieBungsvertragen und Durch-
fuhrungsvertragen zu Vorhaben- und ErschlielBungsplanungen, bis 5.000,00 Euro.

Die Gemeindevertretung ist laufend tUber die Entscheidungen im Sinne des Abs. 1 zu

unterrichten.

Verpflichtungserklarungen der Gemeinde bis zu einer Wertgrenze von 5.000,00 Euro

bzw. bei wiederkehrenden Verpflichtungen von 250,00 Euro pro Monat kénnen von der

Blurgermeisterin oder vom Birgermeister allein bzw. durch das von der Birgermeisterin

oder vom Burgermeister beauftragte Amt Klitzer Winkel in einfacher Schriftform
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(4)

ausgefertigt werden. Diese Verfahrensweise soll auch fur Auftragsvergaben flir Bau-
vorhaben und laufenden UnterhaltsmaRnahmen. Vor der Auftragsvergabe ist die Bir-
germeisterin oder der Burgermeister zu informieren. Bei Erklarungen gegentber einem
Gericht liegt diese Wertgrenze bei 2.500,00 Euro.

Die Blrgermeisterin oder der Burgermeister entscheidet Uber:

1.
2.
3.

10.

11.

12.

Hausnummernvergabe,
Trassenverlaufe der Versorgungstrager (auf3er Abwasserentsorgung),

das Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB Uber die Zulassigkeit von Vorha-
ben nach § 30 BauGB i.V.m. § 62 LBauO M-V und 8§ 34 BauGB (Der Bauaus-
schuss ist von der getroffenen Entscheidung zu informieren),

das Einvernehmen nach § 14 Abs. 2 BauGB (Ausnahme von der
Veranderungssperre (vor Abgabe der Stellungnahme soll die Blrgermeisterin

oder der Burgermeister die Empfehlung des Bauausschusses einholen),

das Einvernehmen nach § 22 Abs. 5 BauGB (Teilungsgenehmigung in Gebieten
mit Fremdenverkehrsfunktion; vor Abgabe der Stellungnahme soll die Birger-
meisterin oder der Birgermeister die Empfehlung des Bauausschusses einho-
len),

das Einvernehmen nach 8§ 36 Abs. 1 Satz 1 BauGB (Zulassigkeit von Vorhaben
nach 88 31, 33 und 35 BauGB; vor Abgabe der Stellungnahme soll die Birger-
meisterin oder der Birgermeister die Empfehlung des Bauausschusses einho-
len),

die Genehmigungen nach § 144 Abs. 1 und 2 BauGB bzw. § 145 Abs. 1 (Zulas-
sigkeit von Vorhaben im férmlich festgelegten Sanierungsgebiet; vor Abgabe
der Stellungnahme soll die Burgermeisterin oder der Burgermeister die Emp-
fehlung des Bauausschusses einholen),

die Genehmigung nach § 173 Abs. 1 BauGB (Zulassigkeit von Vorhaben in
formlichen Erhaltungsgebieten; vor Abgabe der Stellungnahme soll die Blrger-
meisterin oder der Birgermeister die Empfehlung des Bauausschusses einho-
len.),

die Anordnung von Malinahmen nach 8 176 Abs. 1, 8§ 177 Abs. 1,8 178 und §
179 Abs. 1 BauGB Erteilung und Versagung des gemeindlichen Einvernehmens

fur Angelegenheiten nach § 36 BauGB (vor Abgabe der Stellungnahme soll die
Birgermeisterin oder der Blrgermeister die Empfehlung des Bauausschusses
einholen.),

Erteilung der Vorkaufsrechtsverzichtserklarung

(Sofern von dem Vorkaufsrecht Gebrauch gemacht wird, obliegt die Entschei-
dung der Gemeindevertretung),

Stellungnahmen von Nachbargemeinden zu deren Bauleitplanung

(vor Abgabe der Stellungnahme soll die Burgermeisterin oder der Birgermeister
die Empfehlung des Bauausschusses einholen),

Die Blrgermeisterin oder der Blrgermeister entscheidet ber die Annahme o-
der Vermittlung von Spenden, Schenkungen oder ahnliche Zuwendungen unter
100,00 Euro.

Uber die getroffenen Entscheidungen entsprechend der Ziffern 1 bis 12 hat der Biir-
germeister die Gemeindevertretung laufend zu unterrichten.
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(1)

(2)

(1)

(2)

8§87
Festlegung von Wertgrenzen fur unbestimmte Begriffe und Betragsgrenzen in der
Haushaltswirtschaft

Festlegung zu § 48 Absatz 2 und 3 KV M-V — Notwendigkeiten fur den Erlass einer

Nachtragshaushaltssatzung:

Eine Nachtragshaushaltssatzung ist unverzuglich zu erlassen, wenn sich zeigt, dass
die nachstehend aufgefiihrten Grenzen fur die Erheblichkeit bzw. Wesentlichkeit er-

reicht bzw. tUberschritten werden.

a) Als wesentlich im Sinne des 8§ 48 Abs. 2 Ziffer 1 und 2 KV M-V sind Fehlbetrage
bzw. Deckungsliicken anzusehen, wenn sie 2 v. H. der ordentlichen Aufwen-

dungen bzw. ordentlichen Auszahlungen tbersteigen.

b) Als erheblich im Sinne des § 48 Abs. 2 Ziffer 3 KV M-V sind bisher nicht veran-
schlagte oder zuséatzliche Aufwendungen bei einzelnen Aufwandspositionen,
wenn sie 2 v.H. der ordentlichen Aufwendungen lbersteigen. Entsprechend gilt

die Erheblichkeitsgrenze fur die Auszahlungen im Finanzhaushalt.

c) Die Regelungen nach Ziffer 1 — 2 gelten nicht fir zahlungsunwirksame Aufwen-

dungen (wie z.B. Abschreibungen).

d) Als geringfiigig im Sinne des § 48 Abs. 3 Ziffer 1 KV M-V gelten unabweisbare
Auszahlungen fir Investitionen und Investitionsférdermalinahmen sowie unab-
weisbare Aufwendungen und Auszahlungen fir Instandsetzungen an Bauten

und Anlagen, wenn sie 20.000 Euro nicht Gbersteigen.
Festlegung zu § 4 Abs. 15 GemHVO-Doppik - Wertgrenze der Wesentlichkeit fur die
Notwendigkeit der Erlauterung in den Teilhaushalten:

a) Als erheblich im Sinne des § 4 Abs. 15 Ziffer 1 GemHVO-Doppik gelten Ansatze
fur Aufwendungen und Auszahlungen zur Erfullung von Vertragen, die die Ge-
meinde Uber ein Haushaltsjahr hinaus zu Zahlungen von mehr als 10.000 Euro

pro Jahr verpflichten,

b) Als erheblich im Sinne des § 4 Abs. 15 Ziffer 2 GemHVO-Doppik gelten Abwei-
chungen von den planmafigen Abschreibungen, wenn diese mehr als 10.000

Euro pro Sachkonto betragen.

C) Als wesentlich im Sinne des § 4 Abs. 15 Ziffer 4 GemHVO-Doppik gelten An-
satze von Ertragen und Aufwendungen sowie Ein- und Auszahlungen, soweit

diese um 1.000 Euro von den Ansétzen des Haushaltsvorjahres abweichen.

§8
Entschadigungen

Die Burgermeisterin oder der Burgermeister erhélt eine funktionsbezogene monatliche
Aufwandsentschadigung von 1.500,00 Euro. Im Krankheitsfall wird diese Entschadi-
gung 6 Wochen weitergezahlt. Eine Weiterzahlung erfolgt auch bei urlaubsbedingter
Abwesenheit. Die Aufwandsentschadigung entféllt nach drei Monaten eines Kalender-

jahres, in denen der Blrgermeister vertreten wurde.

Der oder die erste stellvertretende Person des ehrenamtlichen Bilrgermeistamtes er-
halt monatlich 300,00 Euro (max. 20% der Aufwandsentschadigung des Blrgermeis-
ters), die zweite Stellvertretung monatlich 150,00 Euro (max. 10% der Aufwandsent-
schadigung der Birgermeisterin oder des Blrgermeisters), unabhangig davon, ob die
Stellvertretung ausgelbt wird. Zusatzlich erhalten sie eine sitzungsbezogene Auf-
wandsentschadigung entsprechend den Absatzen 3 und 4. Fur die Dauer der
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(3)

(4)

()
(6)

(1)

(@)

(3)

tatsachlichen Stellvertretung des Birgermeisters erhélt die stellvertretende Person
1/30 der Aufwandsentschadigung nach Absatz 1 pro Tag.

Nach drei Monaten Vertretung erhdlt die stellvertretende Person die volle Aufwands-
entschadigung nach Absatz 1. Damit entfallt die pauschalierte Aufwandsentschadigung
fur die Stellvertretung. Die Summe der Aufwandsentschadigungen der Stellvertreter
darf die des Blrgermeisteramtes nicht Uberschreiten. Amtiert eine stellvertretende Per-
son, weil die gewahlte Birgermeisterin oder der gewahlte Blrgermeister ausgeschie-
den ist, steht ihr oder ihm die Aufwandsentschadigung nach Abs. 1 zu.

Die weiteren Mitglieder der Gemeindevertretung und der Ausschisse sowie sachkun-
dige Einwohnerinnen und Einwohner erhalten fur die Teilnahme an den Sitzungen eine
sitzungsbezogene Aufwandsentschadigung in Héhe von 40,00 Euro pro Sitzung
(Hochstsatz gem. § 14 Abs. 3 EntschVO M-V).

Vorsitzende der Ausschisse und bei deren Verhinderung deren Stellvertreter erhalten
fur jede von ihnen geleitete Sitzung eine sitzungsbezogene Aufwandsentschadigung in
Héhe von 60,00 Euro pro Sitzung (Héchstsatz gem. § 14 Abs. 3 EntschVO M-V).

Die Mitglieder der Gemeindevertretungen erhalten, sofern sie keine funktionshezogene
Aufwandsentschadigung derselben Koérperschaft erhalten, zuséatzlich zur sitzungsbe-
zogenen Aufwandsentschadigung einen monatlichen Sockelbetrag. Dieser Sockelbe-
trag betragt 30,00 Euro (Hochstsatz gem. § 14 Abs. 4 EntschVO M-V).

Der Ersatz entgangenen Arbeitsverdienstes und die Zahlung von Reisekosten richtet
sich nach § 16 Abs. 1 EntschVo M-V.

Pro Tag wird nur ein Sitzungsgeld gewahrt werden.

§9
Offentliche Bekanntmachungen

Offentliche Bekanntmachungen, Satzungen und sonstige amtliche Mitteilungen der
Gemeinde Kalkhorst, die durch Rechtsvorschriften vorgegeben sind, soweit es sich
nicht um solche nach dem Baugesetzbuch (BauGB) handelt, werden im Internet, zu
erreichen Uber den Button ,Bekanntmachungen® auf der Homepage des Amtes Klitzer
Winkel http://www.kluetzer-winkel.de, 6ffentlich bekannt gemacht.

Unter der Bezugsadresse Amt Klutzer Winkel, Schlo3stral3e 1, 23948 Klitz kann je-
dermann sich Satzungen der Gemeinde Kalkhorst kostenpflichtig zusenden lassen.
Textfassungen von allen Satzungen der Gemeinde Kalkhorst liegen unter obiger Ad-
resse zur Mitnahme aus oder werden dort bereitgehalten.

Die Bekanntmachung und Verkindung ist mit Ablauf des 1. Tages bewirkt, an dem die
Bekanntmachung in der Form nach Absatz 1 Satz 1 im Internet verfugbar ist. Dieser
Tag wird in der Bekanntmachung vermerkt.

Satzungen sowie sonstige Offentliche Bekanntmachungen aufgrund von Vorschriften
des BauGB erfolgen durch Abdruck im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes
Klutzer Winkel ,Der Klutzer Winkel.“. Das amtliche Bekanntmachungsblatt erscheint
monatlich und wird kostenlos an alle Haushalte des Gemeindegebietes zugestellt. Es
kann auch einzeln bzw. im Abonnement gegen Entgelt bei der Ostsee-Zeitung GmbH
& Co. KG, Verlagshaus Wismar, Mecklenburger StralRe 28, 23966 Wismar bezogen
werden. Die Bekanntmachung nach Satz 1 ist mit Ablauf des Erscheinungstages be-
wirkt.

Daneben werden Satzungen sowie sonstige offentliche Bekanntmachungen im Rah-
men eines Bauleitplanverfahrens bzw. einer stadtebaulichen Planung i.S.d. BauGB)
Uber den Button ,Bekanntmachungen® auf der Homepage des Amtes Klitzer Winkel
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http://www.kluetzer-winkel.de/

(4)

(3)

http://www.kluetzer-winkel.de im Internet bekannt gemacht. Die Bekanntmachung ist
nach Satz 1 mit Ablauf des Erscheinungstages bewirkt.
Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Planen und Verzeichnissen ist im
Internet in der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist betragt einen
Monat, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
Beginn und Ende der Auslegung sind auf dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift
und Dienstsiegel zu vermerken.
Sind 6ffentliche Bekanntmachungen einer ortsrechtlichen Bestimmung in der nach Abs.
1 festgelegten Form in Folge héherer Gewalt oder sonstigen unabwendbarer Ereig-
nisse nicht moglich, so sind diese durch Aushang an den nachfolgenden Bekanntma-
chungstafel zu verdéffentlichen:
FriedensstralRe 22 — 24 in 23942 Kalkhorst vor dem Gemeindesaal (gegentber
dem Dorfplatz)
Die Aushangfrist betragt 14 Tage, wobei der Tag des Anschlags und der Tag der Ab-
nahme nicht mitgerechnet werden. Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des letzten Ta-
ges der Aushangfrist bewirkt. In diesen Fallen ist die 6ffentliche Bekanntmachung nach
Abs. 1 unverziiglich nachzuholen, sofern sie nicht durch Zeitablauf gegenstandslos ge-
worden ist.

810
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Hauptsatzung vom 28. Dezember 2015 sowie die 1. Satzung zur Anderung der Hauptsatzung
der Gemeinde Kalkhorst vom 10. M&rz 2016 auf3er Kratft.

Kalkhorst, den .............

Dietrich Neick
Birgermeister - Siegel -

Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstof3en wurde,
kénnen diese gemal 8 5 Abs. 5 der Kommunalverfassung fur das Land Mecklenburg-Vorpom-
mern nach Ablauf eines Jahres seit dieser 6ffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend
gemacht werden. Diese Einschréankung gilt nicht fur die Verletzung von Anzeige-, Genehmi-
gungs- oder Bekanntmachungsvorschriften.

Seite 7von 7

) Hauptsatzung der Gemeinde Kalkhorst vom ........c..ccu.ee
8 von 24 in Zusammenstellung


http://www.kluetzer-winkel.de/

Synopse

zwischen Lesefassung und neuer Hauptsatzung der Gemeinde Kalkhorst

Maogliche Veréanderungen sind in griin gekennzeichnet.
Mdogliche Streichungen sind in ret gekennzeichnet.

Hauptsatzung der Gemeinde Kalkhorst
- aktuell -
vom 28. Dezember 2015

Hauptsatzung der Gemeinde Kalkhorst
- neu -

(1)

(2)

(3)

§1
Name / Wappen / Dienstsiegel

Die Gemeinde Kalkhorst ist aus einer Gebietsanderung zwi-
schen der ehemaligen Gemeinde Elmenhorst und der ehemali-
gen Gemeinde Kalkhorst am 1. Januar 2004 entstanden.

Der Gemeinde Kalkhorst ist am 25. Marz 2004 die Genehmi-
gung zur Fuhrung eines Wappens erteilt worden. Das Wappen
wird wie folgt beschrieben: ,In Blau auf dreimal von Silber und
Blau wellenférmig geteiltem Wellenschildful3 ein schwimmendes
Boot, dariiber zwei schrag gekreuzte goldene Giebelbretter mit
abgewandeten Pferdekdpfen®.

Der Gemeinde Kalkhorst ist am 25. Méarz 2004 die Genehmi-
gung erteilt worden, die nachfolgend beschriebene Flagge an-
zunehmen: ,Die Flagge der Gemeinde ist gleichmaRig langsge-
streift von Gelb und Blau; in der Mitte des Flaggentuchs liegt,
auf jeweils zwei Drittel der Hohe des gelben und des blauen
Streifens Ubergreifend, das Gemeindewappen. Die Lange des
Flaggentuchs verhalt sich zur H6he wie 5 zu 3.

(6)

(7)

(8)

§1
Name / Wappen / Dienstsiegel

Die Gemeinde Kalkhorst ist aus einer Gebietsdnderung zwischen
der ehemaligen Gemeinde Elmenhorst und der ehemaligen Ge-
meinde Kalkhorst am 1. Januar 2004 entstanden.

Der Gemeinde Kalkhorst ist am 25. Marz 2004 die Genehmigung
zur Fihrung eines Wappens erteilt worden. Das Wappen wird wie
folgt beschrieben: ,In Blau auf dreimal von Silber und Blau wellen-
formig geteiltem Wellenschildful? ein schwimmendes silbernes
Boot, darUber zwei schrdg gekreuzte goldene Giebelbretter mit
abgewendeten abgewandeten Pferdekdpfen®.

Der Gemeinde Kalkhorst ist am 25. Marz 2004 die Genehmigung
erteilt worden, die nachfolgend beschriebene Flagge anzuneh-
men: ,Die Flagge der Gemeinde ist gleichmaRig langsgestreift
von Gelb und Blau; in der Mitte des Flaggentuchs liegt, auf jeweils
zwei Drittel der HOhe des gelben und des blauen Streifens tber-
greifend, das Gemeindewappen. Die Lénge des Flaggentuchs
verhalt sich zur Héhe wie 5 zu 3°.
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(4) Die Gemeinde fuhrt ein Dienstsiegel, welches das Gemeinde-
wappen und die Umschrift GEMEINDE KALKHORST enthélt.
Die Verwendung des Dienstsiegels durch Dritte bedarf der Ge-

nehmigung des Blrgermeisters.

()

(9) Die Gemeinde fuhrt ein Dienstsiegel, welches das Gemeinde-
wappen und die Umschrift GEMEINDE KALKHORST enthalt.
(10) Die Verwendung des Dienstsiegels durch Dritte bedarf der Ge-

nehmigung des Birgermeisters.

8§82
Ortsteile

Die Gemeinde besteht aus den Ortsteilen Kalkhorst, Neuenhagen,
Doénkendorf, Klein Schwansee, Grol3 Schwansee, Hohen Schonberg,
Klein Pravtshagen, Brook, EImenhorst und Warnkenhagen. Es werden
keine Ortsteilvertretungen gebildet.

82
Ortsteile

Die Gemeinde besteht aus den Ortsteilen Kalkhorst, Neuenhagen,
Donkendorf, Klein Schwansee, Grol3 Schwansee, Hohen Schdnberg,
Klein Pravtshagen, Brook, EImenhorst und Warnkenhagen. Es werden
keine Ortsteilvertretungen gebildet.

§3

Rechte der Einwohnerinnen und Einwohner
D Die Birgermeisterin oder der Burgermeister beruft durch 6f-
fentliche Bekanntmachung mindestens einmal im Jahr eine
Versammlung der Einwohnerinnen und Einwohner der Ge-
meinde ein. Die Einwohnerversammlung kann auch begrenzt
auf Ortsteile durchgefuhrt werden.
Anregungen und Vorschlage der Einwohnerversammlung in
Selbstverwaltungsangelegenheiten, die in der Gemeindevertre-
tersitzung behandelt werden missen, sollen dieser in einer an-
gemessenen Frist zur Beratung vorgelegt werden. Anfragen
von Gemeindevertretern sollen spatestens flinf Arbeitstage
vorher bei der Blirgermeisterin oder beim Blrgermeister einge-
reicht werden. Mindliche Anfragen wahrend der Gemeindever-
tretersitzung sollen, sofern sie nicht in der Sitzung selbst be-
antwortet werden, spatestens innerhalb von vierzehn Tagen
schriftlich beantwortet werden.
Die Einwohner erhalten die Mdglichkeit, in einer Fragestunde
vor Beginn des offentlichen Teils der Gemeindevertretung Fra-
gen an alle Mitglieder der Gemeindevertretung sowie den Bir-

(2)

3)

§3

Rechte der Einwohnerinnen und Einwohner
(1) Die Burgermeisterin oder der Birgermeister beruft durch o6ffent-
liche Bekanntmachung mindestens einmal im Jahr eine Ver-
sammlung der Einwohnerinnen und Einwohner der Gemeinde
ein. Die Einwohnerversammlung kann auch begrenzt auf Ort-
steile durchgefiihrt werden.
Anregungen und Vorschlage der Einwohnerversammlung in
Selbstverwaltungsangelegenheiten, die in der Gemeindevertre-
tersitzung behandelt werden miussen, sollen dieser in einer an-
gemessenen Frist zur Beratung vorgelegt werden. Anfragen-veon

Gemeindevertretern—sollen—spatestens—finf-Arbeitstage—verher

(2)
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germeister zu stellen und Vorschlage oder Anregungen zu un- | (3) Die Einwohner erhalten die Moglichkeit, in einer Frage-
terbreiten. Die Fragen, Vorschlage und Anregungen durfen stunde vor Beginn des o6ffentlichen Teils der Gemeindever-
sich dabei nicht auf Beratungsgegenstande der nachfolgenden - :
Sitzung der Gemeindevertretung beziehen. Fir die Fragestun- tretung Fragen an alle Mitglieder der Gemeindeveriretung so-
de ist eine Zeit von bis zu 30 Minuten vorzusehen wie den Blrgermeister zu stellen und Vorschlage oder Anregun-
4) Die Burgermeisterin oder der Burgermeister ist verpflichtet, im gen zu Angelegenheiten der drtlichen Gemeinschaft zu unter-
offentlichen Teil der Gemeindevertretersitzung tber wichtige breiten. Die Fragen, Vorschlage und Anregungen dirfen sich
Gemeindeangelegenheiten zu berichten. dabei nicht auf Beratungsgegenstiande der nachfolgenden Sit-
zung der Gemeindevertretung beziehen. Fir die Fragestunde ist
eine Zeit von bis zu 30 Minuten vorzusehen

4) Die Burgermeisterin oder der Blrgermeister ist verpflichtet, im
offentlichen Teil der Gemeindevertretersitzung Uber wichtige
Gemeindeangelegenheiten zu berichten.

(5) Die Gemeindevertretung kann beschlieRen, Sachverstandige
sowie Einwohnerinnen und Einwohner, die von dem Gegen-
stand der Beratung betroffen sind, anzuhéren.

84 §4
Gemeindevertretung Gemeindevertretung

(2) Die Vertretung der Burgerinnen und der Burger fuhrt den Na-

men Gemeindevertretung, die Mitglieder der Gemeindevertre-

tung fuhren die Bezeichnung Gemeindevertreterin oder Ge-

meindevertreter.
2) Die Gemeindevertretersitzungen sind offentlich. -
3 Die Offentlichkeit ist grundsatzlich in folgenden Fallen (1) Die Gemeindevertretersitzungen sind 6ffentlich.

ausgeschlossen:

1. einzelne Personenangelegenheiten, auRer Wahlen,
2. Steuer- und Abgabenangelegenheiten Einzelner,

3. Grundstiicksgeschéfte,

4. Vergabe von Auftragen.

Die Gemeindevertretung kann im Einzelfall, sofern rechtliche Griinde
nicht entgegenstehen, Angelegenheiten der Ziffern 1 — 4 in offentlicher
Sitzung behandeln.

(2)

Die Offentlichkeit ist grundsétzlich in folgenden Fallen
ausgeschlossen:

1. einzelne Personenangelegenheiten, auRer Wahlen und
Abberufungen,

2. Steuer- und Abgabenangelegenheiten Einzelner,

3. Grundsticksgeschéfte,

4. Vergabe von Auftragen.
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3)

Die Gemeindevertretung kann im Einzelfall, sofern rechtliche
Griunde nicht entgegenstehen, Angelegenheiten der Ziffern 1 — 4
in offentlicher Sitzung behandeln.

Anfragen von Gemeindevertretern sollen spatestens funf Ar-
beitstage vorher bei der Blrgermeisterin oder beim Burgermeis-
ter eingereicht werden. Mindliche Anfragen wahrend der Ge-
meindevertretersitzung sollen, sofern sie nicht in der Sitzung
selbst beantwortet werden, spatestens innerhalb von vierzehn
Tagen schriftlich beantwortet werden.

(1)
(2)

§5

Ausschiisse

Ein Hauptausschuss wird nicht gebildet.

Folgende Ausschiisse werden gemal3 § 36 KV M-V gebildet:

Name

Finanz- und Sozialausschuss

Bauausschuss

Rechnungsprifungsaus-
schuss

Aufgabengebiet

Finanz- und Haushaltswesen /
Steuern; Gebuhren, Beitrage
und sonstige Abgaben,
Kulturférderung, Jugendfor-
derung, Kindertagesstatten,
Seniorenbetreuung,
Betreuung der Schul- und
Kultureinrichtungen

Bauwesen, Verkehr und
Wirtschafts-/Tourismusfor-
derung, Natur-/Umweltschutz,
Strand-/Parkplatznutzung

Prufung der Finanzwirtschatft.

1)
)

85
Ausschisse

Ein Hauptausschuss wird nicht gebildet.
Folgende Ausschiisse werden gemafi § 36 KV M-V gebildet:

Name
Finanz- und Sozialausschuss

Aufgabengebiet

Finanz- und Haushaltswesen
/ Steuern; Gebihren, Beitrége ur
Abgaben, Kulturférderung,
Jugendfdrderung, Kindertages-
statten, Seniorenbetreuung,
Betreuung der Schul- und
Kultureinrichtungen

Bauausschuss Bauwesen, Verkehr und
Wirtschafts-/Tourismusfor-
derung, Natur-/Umweltschutz,
Strand-/Parkplatznutzung

Rechnungsprifungsaus- Prifung der Finanzwirtschaft.

schuss

Betriebssausschuss Beratung des Eigenbetriebes

minimare »minimare*
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(2) Die Ausschisse der Gemeindevertretung setzen sich wie folgt

zusammen:
Ausschuss Besetzung
Finanz- und 6 Mitglieder der Gemeindevertretung,
Sozialausschuss max. 3 sachkundige Einwohner
Bauausschuss 6 Mitglieder der Gemeindevertretung,

max. 3 sachkundige Einwohner

Rechnungs- 3 Mitglieder der Gemeindevertretung
prufungsausschuss

3) Die Sitzungen des Finanz- und Sozialausschusses und des

Bauausschusses sind 6ffentlich. Die Sitzungen des Rech-
nungsprifungsausschusses sind nichtéffentlich.

(2)

Die Ausschisse der Gemeindevertretung setzen sich wie folgt

zusammen:
Ausschuss Besetzung
Finanz- und 4 Mitglieder der Gemeindevertretung,

3)

Sozialausschuss max: 3 sachkundige Einwohner

Bauausschuss 4 Mitglieder der Gemeindevertretung,
max- 3 sachkundige Einwohner

Rechnungs- 2 Mitglieder der Gemeindevertretung,

prufungsausschuss 1 sachkundiger Einwohner

Betriebsausschuss
minimare

4 Mitglieder der Gemeindevertretung,
max: 3 sachkundige Einwohner

Die Sitzungen des Finanz- und Sozialausschusses, des Bau-
ausschusses und des Betriebsausschusses minimare sind 6f-
fentlich. Die Sitzungen des Rechnungsprifungsausschusses

sind nichtoffentlich.

(1)

§6
BlUrgermeister/Stellvertreter

Die Birgermeisterin oder der Blurgermeister trifft Entscheidun-
gen unterhalb der folgenden Wertgrenzen:
1. Uber Vertrage, die auf einmalige Leistungen von 5.000,00

Euro gerichtet sind sowie bei wiederkehrenden Leistungen
von 500,00 Euro pro Monat,

2. Uber UberplanmaRlige Ausgaben von 20 v.H. der betreffen-
den Haushaltsstelle, jedoch nicht mehr als 5.000,00 Euro
sowie bei auRerplanmafigen Ausgaben von 1.000,00 Euro

je Ausgabenfall,

(1)

§6
Blrgermeister/Stellvertreter

Die Birgermeisterin oder der Birgermeister trifft Entscheidun-

gen unterhalb der folgenden Wertgrenzen:

1. Uber Vertrage, die auf einmalige Leistungen ver bis 5.000,00
Euro gerichtet sind sowie bei wiederkehrenden Leistungen
veh bis 500,00 Euro pro Monat,

2. Uber UberplanméRige Ausgaben veor20-vH-derbetreffen-
den-Haushaltsstellejedoch-nichtmehrals bis 5.000,00 Euro

sowie bei auRerplanmalfligen Ausgaben ve#n bis 1.000,00
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(2)
3)

3. bei VeraufRerungen oder Belastung von Grundstiicken von
bis zu 500,00 Euro, bei Hingabe von Darlehen, die inner-
halb eines Haushaltsjahres zuriickgezahlt werden von
10.000,00 Euro sowie bei Aufnahme von Krediten im Rah-
men des Haushaltsplanes unterhalb der Wertgrenze von
30.000,00 Euro sowie bei Auftragen von VOB, VOL und
VOF im Rahmen des Haushaltsplanes bis zu 20.000,00
Euro,

4. bei Ubernahme von Birgschaften, dem Abschluss von
Gewahrvertragen, der Bestellung sonstiger Sicherheiten fur
Dritte sowie wirtschaftlich gleich zu achtende Rechtsge-
schéafte bis zu 2.000,00 Euro,

5. bei stadtebaulichen Vertrdgen, insbesondere Erschlie-
Bungsvertragen und Durchfiihrungsvertradgen zu Vorhaben-
und ErschlieBungsplanungen, bis zu 5.000,00 Euro.

Die Gemeindevertretung ist laufend Uber die Entscheidungen

im Sinne des Abs. 1 zu unterrichten.

Verpflichtungserklarungen der Gemeinde i. S. d. § 39 Abs. 2

Satz 5 KV M-V bis zu einer Wertgrenze von 20.000,00 Euro

bzw. bei wiederkehrenden Verpflichtungen von 250,00 Euro

kénnen von der Blrgermeisterin oder vom Blrgermeister allein
bzw. durch das von der Burgermeisterin oder vom Birgermeis-
ter beauftragte Amt Klitzer Winkel in einfacher Schriftform
ausgefertigt werden. Diese Verfahrensweise soll auch fir Auf-
tragsvergaben fur Bauvorhaben und laufenden Unterhalts-
malnahmen ohne Wertgrenzenbeschrankung gelten, die von
der Gemeindevertretung beschlossen wurden oder Bestandteil
des Haushaltsplanes sind. Vor der Auftragsvergabe ist die

Birgermeisterin oder der Burgermeister zu informieren. Bei Er-

klarungen gegenuiber einem Gericht liegt diese Wertgrenze bei

2.500,00 Euro.

(2)
3)

Euro je Ausgabenfall,

3. bei VerauRerungen oder Belastung von Grundstiicken ven
bis z4 500,00 Euro, bei Hingabe von Darlehen, die innerhalb
eines Haushaltsjahres zurlickgezahlt werden ven bis
10.000,00 Euro sowie bei Aufnahme von Krediten im Rah-
men des Haushaltsplanes unterhalb der Wertgrenze von

30 000,00 Euro seme—ba—Auitmgen#en#@B#@E&nd—\#@F

4. Uber die Vergabe von Auftragen nach VgV, UvgO und VOB
bis 20.000,00 Euro, sofern der Vergabe eine Ausschreibung
vorangegangen ist,

5. bei Ubernahme von Biirgschaften, dem Abschluss von Ge-
wahrvertragen, der Bestellung sonstiger Sicherheiten fir
Dritte sowie wirtschaftlich gleich zu achtende Rechtsge-
schéfte bis z4 2.000,00 Euro,

6. bei stadtebaulichen Vertragen, insbesondere Erschlielungs-
vertradgen und Durchfihrungsvertragen zu Vorhaben- und
ErschlielBungsplanungen, bis z4 5.000,00 Euro.

Die Gemeindevertretung ist laufend Uber die Entscheidungen im

Sinne des Abs. 1 zu unterrichten.

Verpflichtungserklarungen der Gemeinde i. S. d. § 39 Abs. 2

Satz 5 KV M-V bis zu einer Wertgrenze von 20.000,00 Euro

bzw. bei wiederkehrenden Verpflichtungen von 250,00 Euro pro

Monat kénnen von der Blrgermeisterin oder vom Burgermeister

allein bzw. durch das von der Birgermeisterin oder vom Bir-

germeister beauftragte Amt Klitzer Winkel in einfacher Schrift-
form ausgefertigt werden. Diese Verfahrensweise soll auch fir

Auftragsvergaben fir Bauvorhaben und laufenden Unterhalts-

mafnahmen. —ehne—WethFenzenbeseh%ankuﬂg—ge#en—dre—ven

des—Haushaltsplanes—aneL Vor der Auftragsvergabe ist dle Bur-
germeisterin oder der Burgermeister zu informieren. Bei Erkla-
rungen gegeniuber einem Gericht liegt diese Wertgrenze bei
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(4)

(5)

Die Burgermeisterin oder der Burgermeister entscheidet tber:

1.

2.

3.

Stellungnahme von Nachbargemeinden (Vor Abgabe
der Stellungnahme soll die Blrgermeisterin oder der
Burgermeister die Empfehlung des Bauausschusses
einholen.);

Trassenverlaufe der Versorgungstrager (auer Abwas-
serversorgung);

Erteilung und Versagung des gemeindlichen Einver-
nehmens fur Angelegenheiten nach 8 36 BauGB (Zu
Entscheidungen nach § 31 BauGB und bei Aushahmen
und Befreiungen von o6rtlichen Bauvorschriften nach §
86 LBauO M-V, z.B. Ortsgestaltungssatzungen, soll die
Burgermeisterin oder der Birgermeister die Stellung-
nahme des Bauausschusses einholen.);

Erteilung der Vorkaufsrechtsverzichtserklarung (Sofern
von dem Vorkaufsrecht Gebraucht gemacht wird, ob-
liegt die Entscheidung der Gemeindevertretung).

Die Burgermeisterin oder der Blrgermeister entscheidet Uber

die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen
oder ahnliche Zuwendungen bis 100 Euro.

(4)

2.500,00 Euro.
Die Burgermeisterin oder der Blrgermeister entscheidet tber:

1.
2.

Hausnummernvergabe,

Trassenverlaufe der Versorgungstrager (aul3er Abwas-
serentsorgung),

das Einvernehmen nach 8§ 36 Abs. 1 BauGB uber die Zu-
lassigkeit von Vorhaben nach § 30 BauGB i.V.m. § 62
LBauO M-V und § 34 BauGB, (Der Bauausschuss ist von
der getroffenen Entscheidung zu informieren.)

das Einvernehmen nach § 14 Abs. 2 BauGB (Ausnahme
von der Veranderungssperre), (Vor Abgabe der Stellung-
nahme soll die Birgermeisterin oder der Birgermeister
die Empfehlung des Bauausschusses einholen.)

das Einvernehmen nach § 22 Abs. 5 BauGB (Teilungs-
genehmigung in Gebieten mit Fremdenverkehrsfunktion),
(Vor Abgabe der Stellungnahme soll die Blrgermeisterin
oder der Birgermeister die Empfehlung des Bauaus-
schusses einholen.)

das Einvernehmen nach 8§ 36 Abs. 1 Satz 1 BauGB (Zu-
lassigkeit von Vorhaben nach 88 31, 33 und 35 BauGB),
(Vor Abgabe der Stellungnahme soll die Blrgermeisterin
oder der Birgermeister die Empfehlung des Bauaus-
schusses einholen.)

die Genehmigungen nach 8 144 Abs. 1 und 2 BauGB
bzw. § 145 Abs. 1 (Zulassigkeit von Vorhaben in férmlich
festgelegten Sanierungsgebieten), (Vor Abgabe der Stel-
lungnahme soll die Birgermeisterin oder der Burgermeis-
ter die Empfehlung des Bauausschusses einholen.)

die Genehmigung nach § 173 Abs. 1 BauGB (Zulassig-
keit von Vorhaben in formlichen Erhaltungsgebieten),
(Vor Abgabe der Stellungnahme soll die Blrgermeisterin
oder der Birgermeister die Empfehlung des Bauaus-
schusses einholen.)
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9. die Anordnung von MalBnahmen nach § 176 Abs. 1, §
177 Abs. 1, § 178 und 8§ 179 Abs. 1 BauGB (Erteilung
und Versagung des gemeindlichen Einvernehmens fir
Angelegenheiten nach § 36 BauGB), (Vor Abgabe der
Stellungnahme soll die Blrgermeisterin oder der Blir-
germeister die Empfehlung des Bauausschusses einho-
len.)

10. Erteilung der Vorkaufsrechtsverzichtserklarung (Sofern
von dem Vorkaufsrecht Gebrauch gemacht wird, obliegt
die Entscheidung der Gemeindevertretung).

11. Stellungnahmen von Nachbargemeinden zu deren Bau-
leitplanung (Vor Abgabe der Stellungnahme soll die Biir-
germeisterin oder der Burgermeister die Empfehlung des
Bauausschusses einholen.)

12. Uber die Annahme oder Vermittlung von Spenden,
Schenkungen oder &hnliche Zuwendungen unter 100,00
Euro.

Die Gemeindevertretung ist laufend Uber die Entscheidungen

entsprechend der Ziffern 1 bis 12 zu unterrichten.
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§7

Festlegung von Wertgrenzen fur unbestimmte Begriffe und Be-

(1)

tragsgrenzen in der Haushaltswirtschaft

Festlegung zu § 48 Absatz 2 und 3 KV M-V — Notwendigkeiten
fur den Erlass einer Nachtragshaushaltssatzung:

Eine Nachtragshaushaltssatzung ist unverziglich zu erlassen,
wenn sich zeigt, dass die nachstehend aufgefiihrten Grenzen
fur die Erheblichkeit bzw. Wesentlichkeit erreicht bzw. tber-
schritten werden.

a)

b)

d)

Als wesentlich im Sinne des 8§ 48 Abs. 2 Ziffer 1 und 2
KV M-V sind Fehlbetrage bzw. Deckungslicken anzu-
sehen, wenn sie 2 v. H. der ordentlichen Aufwendungen
bzw. ordentlichen Auszahlungen Ubersteigen.

Als erheblich im Sinne des 8§ 48 Abs. 2 Ziffer 3 KV M-V
sind bisher nicht veranschlagte oder zuséatzliche Auf-
wendungen bei einzelnen Aufwandspositionen, wenn
sie 2 v.H. der ordentlichen Aufwendungen Ubersteigen.
Entsprechend gilt die Erheblichkeitsgrenze fir die Aus-
zahlungen im Finanzhaushalt.

Die Regelungen nach Ziffer 1 — 2 gelten nicht fir zah-
lungsunwirksame Aufwendungen (wie z.B. Abschrei-
bungen)

Als geringfligig im Sinne des § 48 Abs. 3 Ziffer 1 KV M-
V gelten unabweisbare Auszahlungen fir Investitionen
und Investitionsfordermal3nahmen sowie unabweisbare
Aufwendungen und Auszahlungen fir Instandsetzun-
gen an Bauten und Anlagen, wenn sie 20.000 Euro
nicht Ubersteigen.

§7

Festlegung von Wertgrenzen fur unbestimmte Begriffe und Be-

(1)

tragsgrenzen in der Haushaltswirtschaft

Festlegung zu 8§ 48 Absatz 2 und 3 KV M-V — Notwendigkeiten
fur den Erlass einer Nachtragshaushaltssatzung:

Eine Nachtragshaushaltssatzung ist unverziiglich zu erlassen,
wenn sich zeigt, dass die nachstehend aufgefiihrten Grenzen fur
die Erheblichkeit bzw. Wesentlichkeit erreicht bzw. Gberschritten
werden.

a)

b)

d)

Als wesentlich im Sinne des § 48 Abs. 2 Ziffer 1 und 2
KV M-V sind Fehlbetrage bzw. Deckungslicken anzuse-
hen, wenn sie 2 v. H. der ordentlichen Aufwendungen
bzw. ordentlichen Auszahlungen Ubersteigen.

Als erheblich im Sinne des § 48 Abs. 2 Ziffer 3 KV M-V
sind bisher nicht veranschlagte oder zuséatzliche Aufwen-
dungen bei einzelnen Aufwandspositionen, wenn sie 2
v.H. der ordentlichen Aufwendungen Ubersteigen. Ent-
sprechend gilt die Erheblichkeitsgrenze fir die Auszah-
lungen im Finanzhaushalt.

Die Regelungen nach Ziffer 1 — 2 gelten nicht fur zah-
lungsunwirksame Aufwendungen (wie z.B. Abschreibun-
gen)

Als geringfiigig im Sinne des § 48 Abs. 3 Ziffer 1 KV M-V
gelten unabweisbare Auszahlungen fir Investitionen und
Investitionsférdermallnahmen sowie unabweisbare Auf-

Seite 9 von 15

Synopse zwischen aktueller Hauptsatzung und neuer Hauptsatzung der Gemeinde Kalkhorst

17 von 24 in Zusammenstellung

(far konstituierende Sitzung im Juni 2019)




(2)

Festlegung zu 8§ 4 Abs. 15 GemHVO-Doppik - Wertgrenze der
Wesentlichkeit fir die Notwendigkeit der Erlauterung in den
Teilhaushalten:

a) Als erheblich im Sinne des § 4 Abs. 15 Ziffer 1 GemH-
VO-Doppik gelten Ansatze fur Aufwendungen und Aus-
zahlungen zur Erfillung von Vertragen, die die Ge-
meinde Uber ein Haushaltsjahr hinaus zu Zahlungen
von mehr als 10.000 Euro pro Jahr verpflichten,

b) Als erheblich im Sinne des § 4 Abs. 15 Ziffer 2 GemH-
VO-Doppik gelten Abweichungen von den planméRigen
Abschreibungen, wenn diese mehr als 10.000 Euro pro
Sachkonto betragen.

C) Als wesentlich im Sinne des § 4 Abs. 15 Ziffer 4
GemHVO-Doppik gelten Anséatze von Ertrdgen und
Aufwendungen sowie Ein- und Auszahlungen, soweit
diese um 1.000,00 Euro von den Ansatzen des Haus-
haltsvorjahres abweichen.

(2)

wendungen und Auszahlungen fur Instandsetzungen an
Bauten und Anlagen, wenn sie 20.000 Euro nicht Uber-
steigen.

Festlegung zu § 4 Abs. 15 GemHVO-Doppik - Wertgrenze der
Wesentlichkeit fur die Notwendigkeit der Erlauterung in den
Teilhaushalten:

a)

b)

Als erheblich im Sinne des § 4 Abs. 15 Ziffer 1 GemHVO-
Doppik gelten Ansétze fur Aufwendungen und Auszah-
lungen zur Erflllung von Vertragen, die die Gemeinde
Uber ein Haushaltsjahr hinaus zu Zahlungen von mehr
als 10.000 Euro pro Jahr verpflichten,

Als erheblich im Sinne des § 4 Abs. 15 Ziffer 2 GemHVO-
Doppik gelten Abweichungen von den planmafiigen Ab-
schreibungen, wenn diese mehr als 10.000 Euro pro
Sachkonto betragen.

Als wesentlich im Sinne des § 4 Abs. 15 Ziffer 4
GemHVO-Doppik gelten Ansatze von Ertrdgen und
Aufwendungen sowie Ein- und Auszahlungen, soweit
diese um 1.000,00 Euro von den Ansatzen des Haus-
haltsvorjahres abweichen.

(1)

(2)

§8
Entschadigungen

Der Burgermeister erhédlt nach MalRgabe der Verordnung tber
die Entschadigung der in den Gemeinden, Landkreises, Am-
tern und Zweckverbéanden ehrenamtlich Tatigen (Entschadi-
gungsverordnung) in seiner jeweils aktuellen Fassung eine
funktionsbezogene Aufwandsentschadigung in Héhe von
1.000,00 Euro monatlich.

Den Stellvertretern des Blrgermeisters wird entsprechend der
Dauer der Vertretung nach MalRgabe der Entschadigungsver-
ordnung fir ihre besondere Tatigkeit bei der Verhinderung des
Burgermeisters eine funktionsbezogene Aufwandsentschadi-
gung kalendertéglich in H6he von 1/30 von 1.000,00 Euro ge-

(1)

§8
Entschadigungen

aktuellen—Fassung eine funktionsbezogene monatliche Auf-
wandsentschadigung inHéhe von 1.500,00 Euro menatheh. Im

Krankheitsfall wird diese Entschadigung 6 Wochen weiterge-
zahlt. Eine Weiterzahlung erfolgt auch bei urlaubsbedingter Ab-
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3)

(4)

(4)

(5)

wahrt. Die Hohe der funktionsbezogenen Aufwandsentschadi-
gung darf fir einen vollen Kalendermonat 1.000,00 Euro nicht
Ubersteigen.

Die stellvertretende Person des ehrenamtlichen Birgermeis-
teramtes erhalt, sofern die Regelungen des Abs. 2 nicht einge-
treten sind, monatlich

- flr die erste Stellvertretung 200,00 Euros ( 20 Prozent der
funktionsbezogenen Aufwandsentschadigung des Blrgermeis-
teramtes)

- fir die zweite Stellvertretung 100,00 Euro (10 Prozent der
funktionsbezogenen Aufwandsentschadigung des Blrgermeis-
teramtes).

Dabei ist es unerheblich, ob die Vertretung ausgeubt wird.

Die weiteren Mitglieder der Gemeindevertretung und der Aus-
schisse sowie sachkundige Einwohner erhalten fir die Teil-
nahme an den Sitzungen eine sitzungsbezogene Aufwands-
entschéadigung in H6he von 40,00 Euro pro Sitzung.

Die stellvertretenden Personen des ehrenamtlichen Blrger-
meisteramtes erhalten zuséatzlich zur funktionsbezogenen Auf-
wandsentschadigung nach Abs. 3 eine sitzungsbezogene Auf-
wandsentschadigung in Hohe von 40,00 Euro pro Sitzung. Der
Erhalt der sitzungsbezogenen Aufwandsentschadigung fur die
stellvertretende Personen des ehrenamtlichen Blrgermeister-
amtes entfallt, wenn die stellvertretenden Personen eine funk-
tionsbezogene Aufwandsentschadigung nach Abs. 2 erhalten.
Vorsitzende der Ausschiisse und bei deren Verhinderung de-
ren Stellvertreter erhalten flr jede von ihnen geleitete Sitzung
eine sitzungsbezogene Aufwandsentschadigung in Hohe des
Eineinhalbfachen (60,00 Euro) pro Sitzung.

Der Ersatz entgangenen Arbeitsverdienstes und die Zahlung
von Reisekosten erfolgt auf der Grundlage der Entschadi-
gungsverordnung.

)

®3)

wesenheit. Die Aufwandsentschadigung entféllt nach drei Mona-
ten, in denen die Birgermeisterin oder der Birgermeister vertre-
ten wurden.

Die erste stellvertretende Person der ehrenamtlichen Blrger-
meisterin oder des Blrgermeisters erhalt monatlich 300,00 Euro
(max. 20 Prozent der Aufwandsentschadigung der Burgermeis-
terin oder des Burgermeisters), die zweite Stellvertretung monat-
lich 150,00 Euro (max. 10 Prozent der Aufwandsentschadigung
der Blrgermeisterin oder des Blrgermeisters), unabhangig da-
von, ob die Stellvertretung ausgetbt wird. Zuséatzlich erhalten sie
eine sitzungsbezogene Aufwandsentschadigung entsprechend
den Absétzen (3) und (4). Fur die Dauer der tatsachlichen Stell-
vertretung der Bilrgermeisterin oder des Blrgermeisters, erhalt
die stellvertretende Person 1/30 der Aufwandsentschadigung
nach Absatz 1 pro Tag. Nach drei Monaten Vertretung erhéalt die
stellvertretende Person die volle Aufwandsentschadigung nach
Absatz 1. Damit entféllt die pauschalierte Aufwandsentschadi-
gung fur die Stellvertretung. Die Summe der Aufwandsentschéa-
digungen der Stellvertreter darf die des Burgermeisteramtes
nicht tberschreiten.

Die weiteren Mitglieder der Gemeindevertretung und der Aus-
schisse sowie sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner
erhalten fur die Teilnahme an den Sitzungen eine
sitzungsbezogene Aufwandsentschadigung in Héhe von 40,00
Euro pro Sitzung (Hochstsatz gem. 8§ 14 Abs. 3 EntschVO M-V).
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(4)

®)

(6)

Vorsitzende der Ausschisse und bei deren Verhinderung deren
Stellvertreter erhalten fir jede von ihnen geleitete Sitzung eine
sitzungsbezogene Aufwandsentschadigung in Hohe von 60,00
Euro pro Sitzung (H6chstsatz gem. 8§ 14 Abs. 3 EntschVO M-V).
Die Mitglieder der Gemeindevertretungen erhalten, sofern sie
keine funktionsbhezogene Aufwandsentschadigung derselben
Korperschaft erhalten, zusatzlich zur sitzungsbezogenen Auf-
wandsentschadigung einen monatlichen Sockelbetrag. Dieser
Sockelbetrag betragt 30,00 Euro (Hochstsatz gem. § 14 Abs. 4
EntschVO M-V).

Der Ersatz entgangenen Arbeitsverdienstes und die Zahlung
von Reisekosten richtet sich nach § 16 Abs. 1 EntschVo M-V.

Der—Ersatz—entgangenen—Arbeitsverdienstes—und—die—Zahlung
verordntng:

Pro Tag wird nur ein Sitzungsgeld gewéhrt werden.

(1)

§9
Offentliche Bekanntmachungen

Offentliche Bekanntmachungen, Satzungen und sonstige amt-
liche Mitteilungen der Gemeinde Kalkhorst, die durch Rechts-
vorschriften vorgegeben sind, soweit es sich nicht um solche
nach dem Baugesetzbuch (BauGB) handelt, werden im Inter-
net, zu erreichen Uber den Button ,Bekanntmachungen® tber

1)

8§10
Offentliche Bekanntmachungen

Offentliche Bekanntmachungen, Satzungen und sonstige amtli-
che Mitteilungen der Gemeinde Kalkhorst, die durch Rechtsvor-
schriften vorgegeben sind, soweit es sich nicht um solche nach
dem Baugesetzbuch (BauGB) handelt, werden im Internet, zu
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(2)

3)

(4)

(5)

die Homepage des Amtes Kliutzer Winkel http://www.kluetzer-
winkel.de, 6ffentlich bekannt gemacht.

Unter der Bezugsadresse Amt Klitzer Winkel, SchlostralRe 1,
23948 Klutz kann jedermann sich Satzungen der Gemeinde
Kalkhorst kostenpflichtig zusenden lassen. Textfassungen von
allen Satzungen der Gemeinde Kalkhorst liegen unter obiger
Adresse zur Mithahme aus

oder werden dort bereitgehalten.

Die Bekanntmachung und Verkindung ist mit Ablauf des 1.
Tages bewirkt, an dem die Bekanntmachung in der Form nach
Satz 1 im Internet verfligbar ist. Dieser Tag wird in der Be-
kanntmachung vermerkt.

Satzungen sowie sonstige 6ffentliche Bekanntmachungen auf-
grund von Vorschriften des BauGB (oder: Satzungen sowie
sonstige 6ffentliche Bekanntmachungen im Rahmen eines
Bauleitverfahrens bzw. einer stadtebaulichen Planung i. S. d.
BauGB) erfolgen durch Abdruck im amtlichen Bekanntma-
chungsblatt des Amtes Klitzer Winkel ,Der Klitzer Winkel.“.
Das amtliche Bekanntmachungsblatt erscheint monatlich und
wird kostenlos an allen Haushalten des Gemeindegebietes zu-
gestellt. Es kann auch einzeln bzw. im Abonnement gegen
Entgelt der Ostsee-Zeitung GmbH & Co. KG, Verlagshaus
Wismar, Mecklenburger StralRe 28, 23966 Wismar bezogen
werden. Die Bekanntmachung nach Satz 1 ist mit Ablauf des
Erscheinungstages bewirkt.

Erganzend erfolgt die 6ffentliche Bekanntmachung nach Abs.
1.

Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Planen und
Verzeichnissen ist im Internet in der Form des Absatzes 1 hin-
zuweisen. Die Auslegungsfrist betr&gt einen Monat, soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist.

Beginn und Ende der Auslegung sind auf dem ausgelegten
Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu vermerken.
Sind offentliche Bekanntmachungen einer ortsrechtlichen Be-
stimmung in der nach Abs. 1 festgelegten Form in Folge hdhe-
rer Gewalt oder sonstigen unabwendbarer Ereignisse nicht
maglich, so sind diese durch Aushang an der nachfolgenden
Bekanntmachungstafel zu verdffentlichen: Friedensstralie 22

)

uber die
http://www.kluetzer-

erreichen Uber den Button ,Bekanntmachungen®
Homepage des Amtes Klitzer Winkel
winkel.de, 6ffentlich bekannt gemacht.
Unter der Bezugsadresse Amt Klitzer Winkel, SchloRstrafl3e 1,
23948 Klutz kann jedermann sich Satzungen der Gemeinde
Kalkhorst kostenpflichtig zusenden lassen. Textfassungen von
allen Satzungen der Gemeinde Kalkhorst liegen unter obiger Ad-
resse zur Mitnahme aus oder werden dort bereitgehalten.
Satzungen sowie sonstige offentliche Bekanntmachungen auf-
grund von Vorschriften des BauGB (oder: Satzungen sowie
sonstige offentliche Bekanntmachungen im Rahmen eines Bau-
leitverfahrens bzw. einer stadtebaulichen Planung i. S. d.
BauGB) erfolgen durch Abdruck im amtlichen Bekanntma-
chungsblatt des Amtes Klutzer Winkel ,Der Klutzer Winkel“. Das
amtliche Bekanntmachungsblatt erscheint monatlich und wird
kostenlos an allen Haushalten des Gemeindegebietes zuge-
stellt. Es kann auch einzeln bzw. im Abonnement gegen Entgelt
der Ostsee-Zeitung GmbH & Co. KG, Verlagshaus Wismar,
Mecklenburger Stral3e 28, 23966 Wismar bezogen werden. Die
Bekanntmachung nach Satz 4 ist mit Ablauf des Erscheinungs-
tages bewirkt.

Die Bekanntmachung und Verkiindung ist mit Ablauf des 1. Ta-
ges bewirkt, an dem die Bekanntmachung in der Form nach
Satz 1 im Internet verfugbar ist. Dieser Tag wird in der Be-
kanntmachung vermerkt.

3 s stfontlicl I I :
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— 24 in 23942 Kalkhorst vor dem Gemeindesaal (gegeniber
dem Dorfplatz).

Die Aushangfrist betrégt 14 Tage. In diesen Fallen ist die 6f-
fentliche Bekanntmachung nach Abs. 1 unverzuglich nachzu-
holen, sofern sie nicht durch Zeitablauf gegenstandslos ge-
worden ist.

3)

(4)

Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Planen und
Verzeichnissen ist im Internet in der Form des Absatzes 1 hin-
zuweisen. Die Auslegungsfrist betragt einen Monat, soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist.

Beginn und Ende der Auslegung sind auf dem ausgelegten
Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu vermerken.

Sind offentliche Bekanntmachungen einer ortsrechtlichen Be-
stimmung in der nach Abs. 1 festgelegten Form in Folge héherer
Gewalt oder sonstigen unabwendbarer Ereignisse nicht mdglich,
so sind diese durch Aushang an der nachfolgenden Bekanntma-
chungstafel zu verdffentlichen: FriedensstralRe 22 — 24 in 23942
Kalkhorst vor dem Gemeindesaal (gegeniiber dem Dorfplatz).
Die Aushangfrist betragt 14 Tage, wobei der Tag des Anschlags
und der Tag der Abnahme nicht mitgerechnet werden. Die Be-
kanntmachung ist mit Ablauf des letzten Tages der Aushangfrist
bewirkt. In diesen Fallen ist die o6ffentliche Bekanntmachung
nach Abs. 1 unverziglich nachzuholen, sofern sie nicht durch
Zeitablauf gegenstandslos geworden ist.

(1)
(2)

810
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung ab dem 1. Januar 2016 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde Kalkhorst
vom 20. April 2015 sowie die 1. Satzung zur Anderung der
Hauptsatzung der Gemeinde Kalkhorst vom 30. Juni 2015 au-
Ber Kraft.

810
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Drese-Sabrporpmi b ArkneabdemJanuar 2046 n-eats

Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde Kalkhorst vom 28.

Dezember 2015 sowie die 1. Satzung zur Anderung der Haupt-
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satzung der Gemeinde Kalkhorst vom 10. Marz 2016 20—Ap+i

j - j aulRer Kraft.

Seite 15 von 15
Synopse zwischen aktueller Hauptsatzung und neuer Hauptsatzung der Gemeinde Kalkhorst

(far konstituierende Sitzung im Juni 2019)
23 von 24 in Zusammenstellung




‘_mzmpmmmczcco\su‘_m\SN ‘_mUO \_UCJ ‘_wswpmwn‘_m;wo LmU _mo_ ngsmcc_mLLQE Lwna mczv_umD
3 00°0S6'Y Jwessn

3 00°00L°T :swwns
300002 3 00°00¢ (g) 8unzyis ol/INg |82z
30001 3 00°0Y 3un3ipeyosjuaspueminy auadozaqs3unzils
3 00°00S°T 3 00°00¢ 300°0¢ (0T) 8un3ipeydsiug “zagsuonyuny suyo AD/(6T/80 qe) 1euo|y af Bes1aq|axd0s
J9]oJ1llaAapuUlaWian

300°0ST°€ Jawwng
3 00°0S¢ 3 00°0S 3 00°0ST 3 00°00T :191s19WB34Ng "AJ|21S 7 Sundipeydsiug
3 00°00S 300001 3 00°00¢ 3 00°00¢ 1191s1aWIR3Ng “A|I91S T Sundipeyosiug
3 00°00S°C 3 00°00S 300°00S'T |300°000°T :J91s1sWsding undipeydsiug

6TOTCT'TE - "80'T0 pueminesyap Jaydijieuow nau Jaysiq

"Yosiug wcwmoncho_U_cE 2Uyo 0T €] JolallianspulaWan _r_mNC<

6T 8ny

‘Ualeadlyjesqu]

6L0Z 1siolpijey apulawan

Bunup.ioiaasbunBipeyosjug usnau Jop usbumjimsny jyoisiagn

24 von 24 in Zusammenstellung



	Vorlage
	Anlage  1 Entwurf einer Hauptsatzung
	Anlage  2 Synopse zum  Entwurf der Hauptsatzung
	Anlage  3 Übersicht Auswirkungen der neuen Entschädigungsverordnung

